
VERGABEVERFAHREN: WAS ZU BEACHTEN IST 

DAS ZUSCHLAGSVERFAHREN 
IM VERGABERECHT – WORAUF 
GEMEINDEN ACHTEN MÜSSEN
Nach Ablauf der Angebotsfrist beginnt eine besonders sensible Phase des Vergabeverfahrens: 
das Zuschlagsverfahren mit Öffnung, Prüfung und Ausscheiden von Angeboten. 

VON MAG.A ALISSIA SARAH WOLF (TIROLER GEMEINDEVERBAND) & MAG.A MAGDALENA RALSER (HEID & PARTNER)

Entgegennahme der Angebote  
(§ 132 BVergG 2018)
Der Zeitpunkt des Einganges des 
Angebotes eines Bieters ist von der 
Gemeinde zu dokumentieren. Bei 
Papierangeboten (nur im Unterschwel-
lenbereich zulässig) wird beispiels-
weise Datum und Uhrzeit auf dem 
verschlossenen Kuvert vermerkt, wäh-
rend bei elektronischen Angeboten 
(über eine Vergabeplattform) der Ver-
merk durch ein Protokoll oder einen 
elektronischen Zeitstempel erfolgt. 
Achtung: Verspätet eingelangte Ange-
bote sind entsprechend zu kennzeich-
nen und dürfen nicht geöffnet werden.

Öffnung der Angebote  
(§ 133 BVergG 2018)
Erst nach Ablauf der Angebotsfrist 
erfolgt die Angebotsöffnung. Die 
Öffnung von Papierangeboten hat 
beim offenen und beim nicht offenen 
Verfahren durch eine Kommission zu 
erfolgen, die aus mindestens zwei 
sachkundigen Vertretern des öffentli-
chen Auftraggebers besteht. Die Bieter 
können dabei zur Teilnahme an der 
Angebotsöffnung zugelassen werden. 
Die Gemeinde hat bei diesen beiden 
Verfahren ein Angebotsöffnungsproto-

koll zu verfassen (Inhalte des Proto-
kolls siehe § 133 Abs 5 BVergG 2018) 
und den Bietern zu übermitteln bzw. 
bereitzustellen.
Achtung: Die Angebotsöffnung ist 
nicht wiederholbar und Fehler hierbei 
können nicht saniert werden!

Bei Verhandlungsverfahren ist 
das Ergebnis der Öffnung geheim zu 
halten, den Bietern ist daher auch die 
Teilnahme bei der Angebotsöffnung 
nicht gestattet. Nach der Öffnung sind 
die Angebote auf ihre Vollständigkeit 
und die geforderten Formerfordernisse 
zu prüfen. Alle bei der Öffnung eines 
Papierangebots vorliegenden Teile 
sind von der Kommission eindeutig 
zu kennzeichnen, dass ein nachträg-
liches Auswechseln einer Seite / eines 
Teils feststellbar wäre.

Prüfung und Ausscheiden von 
Angeboten (§§ 134 ff BVergG 2018)
Die Gemeinde hat gemäß § 135 Abs 2 
BvergG 2018 nach der Öffnung der 
Angebote Folgendes zu prüfen:

	˹ Einhaltung der Grundsätze des Ver-
gabeverfahrens gemäß § 20 Abs 1 
BVergG 2018.

	˹ Befugnis, technische und wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit und 

Zuverlässigkeit des Bieters und ggf. 
Subunternehmers.

	˹ Angebot rechnerisch richtig sowie 
Preis angemessen.

	˹ Formrichtiges und vollständiges 
Angebot.

Der Bieter kann gemäß § 80 Abs 2 
BVergG 2018 seine Eignung zunächst 
auch durch eine Eigenerklärung 
belegen, dass er die vom öffentlichen 
Auftraggeber verlangten Eignungs-
kriterien erfüllt und die festgeleg-
ten Nachweise auf Aufforderung 
unverzüglich beibringen kann. Im 
Oberschwellenbereich muss die 
Eigenerklärung in den Ausschrei-
bungsunterlagen ausdrücklich zuge-
lassen werden.

Behebbarer oder unbehebbarer 
Mangel?
Bei der Prüfung muss berücksichtigt 
werden, ob es sich um einen beheb-
baren oder unbehebbaren Mangel 
handelt. Behebbare Mängel liegen 
vor, wenn Unvollständigkeiten oder 
Fehler durch eine Nachforderung oder 
Klarstellung behoben werden kön-
nen, ohne dass dadurch der Inhalt 
des Angebots oder die Wettbewerbs-
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stellung des Bieters materiell ver-
ändert wird; in solchen Fällen hat 
der Auftraggeber dem Bieter grund-
sätzlich die Möglichkeit zur Verbes-
serung einzuräumen. Unbehebbare 
Mängel hingegen sind solche, deren 
Behebung zu einer inhaltlichen 
Änderung des Angebots oder zu 
einer unzulässigen Verbesserung der 
Wettbewerbsposition führen würde, 
insbesondere wenn Preis, Leistung 
oder Angebotsinhalt nachträglich 
beeinflusst werden; derartige Angebo-
te sind zwingend auszuscheiden. 

Bei Unklarheiten hat die Gemeinde 
vom Bieter eine schriftliche oder 
mündliche Aufklärung zu verlangen 
und diese der Niederschrift über die 
Angebotsprüfung beizulegen. Weist 

ein Angebot derart gravierende Män-
gel auf, dass eine Bearbeitung nicht 
zumutbar ist, ist es auszuscheiden. 
Es sind auch Angebote von Bietern 
auszuscheiden, deren Befugnis, Leis-
tungsfähigkeit oder Zuverlässigkeit 
nicht gegeben ist (Eignungsprüfung).

Vor der Wahl des Angebotes für 
die Zuschlagsentscheidung hat die 
Gemeinde aufgrund des Ergebnisses 
der Prüfung Angebote auszuscheiden, 
die nicht den Erfordernissen des § 141 
BVergG 2018 entsprechen. Angebote, 
die z. B. eine – durch eine vertiefte 
Angebotsprüfung (§ 137 BVergG 2018) 
festgestellte – nicht plausible Zusam-
mensetzung des Gesamtpreises (z. B. 
spekulative Preisgestaltung) aufwei-
sen, sind nach einer Einzelfallprüfung 

auszuschließen. Ein Bieter, dessen 
Angebot auszuscheiden ist, muss 
von der Gemeinde unter Angabe des 
Grundes vom Ausscheiden verstän-
digt werden. Die Prüfung der Ange-
bote ist gemäß § 140 BVergG 2018 so 
zu dokumentieren, dass alle für die 
Beurteilung wesentlichen Umstände 
nachvollziehbar sind. Der Bieter kann 
die Übermittlung oder Bereitstellung 
des Teiles der Dokumentation verlan-
gen, der sein Angebot betrifft. 

In der nächsten Ausgabe geht es 
darum, wie man den Zuschlag 
richtig erteilt und welche 
Rechtsmittelmöglichkeiten den 
Bietern offenstehen.

Die Rechtsexpertinnen Mag.a Magdalena Ralser (links) und Mag.a Alissia 
Wolf wissen, was beim Vergaberecht zu beachten ist. 

Tirol baut aus.

Vorausschauend und effizient in 
öffentliche Infrastruktur investieren? 
Unser Expert:innen-Team liefert 
maßgeschneiderte Vergabelösungen 
für Tiroler Gemeinden. Von A wie 
Ausschreibung bis Z wie Zuschlag. 

Neugierig? QR-Code scannen
und mehr erfahren!
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